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und sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten 
zehn Tagen vor Einreise in einem zum Zeitpunkt der 
Einreise als Risikogebiet im Sinne des § 2 Nummer 17 
des Infektionsschutzgesetzes mit einem erhöhten Risiko 
für eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(Coronavirus) eingestuften Gebiet (Risikogebiet) aufge-
halten haben, sind verpflichtet, sich unverzüglich nach 
der Einreise auf direktem Weg in ihre Haupt- oder 
Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung 
ermöglichende Unterkunft zu begeben und sich für einen 
Zeitraum von zehn Tagen nach ihrer Einreise ständig 
dort abzusondern; dies gilt auch für Personen, die zu-
nächst in ein anderes Land der Bundesrepublik Deutsch-
land eingereist sind. Den in Satz 1 genannten Personen 
ist es in diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von 
Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand 
angehören.

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind 
verpflichtet, die zuständige Behörde unverzüglich zu 
informieren, wenn typische Symptome einer Infektion 
mit dem Coronavirus wie Fieber, trockener Husten oder 
Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns innerhalb 
von zehn Tagen nach der Einreise bei ihnen auftreten.

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von 
Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen der Beobachtung 
durch die zuständige Behörde.

§ 2

Ausnahmen

(1) Von § 1 Absatz 1 nicht erfasst sind

1.	Personen, die nur zur Durchreise in Baden-Württem-
berg einreisen; diese haben das Gebiet des Landes 
Baden-Württemberg auf dem schnellsten Weg zu ver-
lassen, um die Durchreise abzuschließen,

2.	bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden bei Ein-
haltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte

a)	 Personen, die beruflich bedingt grenzüberschrei-
tend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, 
der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug trans
portieren, oder

b)	 Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhal-
tung des Gesundheitswesens dringend erforderlich 
und unabdingbar ist, und dies durch den Dienst-
herrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt 
wird,

3.	bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygiene
konzepte Personen,

a) 	die im Land Baden-Württemberg ihren Wohnsitz 
haben und die sich zwingend notwendig zum 
Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder 
ihrer Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Stu-
dien- oder Ausbildungsstätte in ein Risikogebiet 
begeben und regelmäßig, mindestens einmal wö-

Verordnung des Sozialministeriums  
zu Quarantänemaßnahmen für  

Ein- und Rückreisende zur Bekämpfung  
des Coronavirus SARS-CoV-2  

(Corona-Verordnung Einreise-Quarantäne – 
CoronaVO EQ)

Vom 17. Januar 2021

Auf Grund von § 17 der Corona-Verordnung (Coro-
naVO) vom 30. November 2020 (GBl. S. 1067), die zu-
letzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. Januar 2021 
(GBl. S. 17) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1

Absonderung für Ein- und Rückreisende; Beobachtung

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus 
dem Ausland in das Land Baden-Württemberg einreisen 
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3.	bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygiene
konzepte Personen,

a)	 die als Schülerinnen und Schüler eines Internats in 
regelmäßigen Zeitabständen ihre Verwandten ers-
ten oder zweiten Grades besuchen oder

b)	 die durch das Land Baden-Württemberg zur 
Dienstausübung in ein Risikogebiet entsandt sind 
und sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer 
Dienstausübung dort aufhalten;

	 die zwingende Notwendigkeit, sowie die Einhaltung 
angemessener Schutz- und Hygienekonzepte sind 
durch den Arbeitgeber, Dienstherrn, Auftraggeber 
oder die Bildungseinrichtung zu bescheinigen, oder

4.	bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygiene
konzepte Abgeordnete des Europäischen Parlaments 
für Baden-Württemberg oder mit Wohnsitz in Baden-
Württemberg, die sich zwingend notwendig zur Aus-
übung ihres Mandats in einem Risikogebiet aufgehal-
ten haben.

(3) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich 
in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem 
Virusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufge-
halten haben, sind von § 1 Absatz 1 nicht erfasst

1.	Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung

a)	 der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, 
insbesondere Ärzte, Pflegekräfte, unterstützendes 
medizinisches Personal und 24-Stunden-Betreu-
ungskräfte,

b)	 der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,

c)	 der Pflege diplomatischer und konsularischer Be-
ziehungen,

d)	 der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege,

e)	 der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regie-
rung und Verwaltung des Bundes, der Länder und 
der Kommunen oder

f)	 der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäi-
schen Union und von internationalen Organisa
tionen

	 unabdingbar ist; die zwingende Notwendigkeit ist 
durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber 
zu bescheinigen,

2.	Personen, die einreisen aufgrund

a)	 des Besuchs von Verwandten ersten oder zweiten 
Grades, des nicht dem gleichen Hausstand angehö-
rigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder eines 
geteilten Sorgerechts oder eines Umgangsrechts,

b)	 einer dringenden medizinischen Behandlung oder

c)	 des Beistands oder zur Pflege schutz- oder hilfe
bedürftiger Personen,

3.	Polizeivollzugsbeamte sowie Einsatzkräfte der Feuer-
wehr, des Rettungsdienstes und der im Katastrophen-

chentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren (Grenz-
pendler) oder

b)	 die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben 
und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer 
Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbil-
dung in das Land Baden-Württemberg begeben 
und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, 
an ihren Wohnsitz zurückkehren (Grenzgänger);

	 die zwingende Notwendigkeit, sowie die Einhaltung 
angemessener Schutz- und Hygienekonzepte sind 
durch den Arbeitgeber, Dienstherrn, Auftraggeber 
oder die Bildungseinrichtung zu bescheinigen, oder

4.	Personen, die über ein ärztliches Zeugnis über eine  
bei Einreise mindestens 21 Tage und höchstens sechs 
Monate zurückliegende, durch eine molekularbio
logische Testung mittels Polymerase-Kettenreaktion 
(PCR-Test) bestätigte Infektion mit dem Coronavirus 
verfügen.

(2) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich 
in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Vi-
rusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 der Verordnung zum Schutz vor einreisebe-
dingten Infektionsgefahren in Bezug auf das Corona
virus SARS-CoV-2 nach Feststellung einer epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite durch den Deut-
schen Bundestag (Coronavirus-Einreiseverordnung) 
aufgehalten haben, sind von § 1 Absatz 1 nicht erfasst,

1.	Personen, die aus Grenzregionen gemäß der Anlage

a)	 für bis zu 24 Stunden einreisen und in diesen 
Grenzregionen ihren Erst- oder Zweitwohnsitz 
haben oder

b)	 einreisen und sich weniger als 24 Stunden in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben,

	 sofern dies nicht überwiegend aus touristischen Grün-
den oder zu Zwecken des Einkaufs geschieht,

2.	bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden

a)	 Personen, die einreisen aufgrund des Besuchs von 
Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen 
Hausstand angehörigen Ehegatten oder Lebens
gefährten oder eines geteilten Sorgerechts oder 
eines Umgangsrechts,

b)	 bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygie-
nekonzepte hochrangige Mitglieder des diploma
tischen und konsularischen Dienstes, von Volks
vertretungen und Regierungen,

c) 	bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygie-
nekonzepte Personen, die aufgrund einer dringen-
den medizinischen Behandlung einreisen, oder

d) 	bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hy
gienekonzepte Personen, die zur ordnungsgemäßen 
Durchführung einer Gerichtsverhandlung unerläss-
lich sind, insbesondere Kläger, Beklagter, Ange-
klagter, Sachverständiger und Zeuge, und dies 
durch die Ladung des Gerichts bescheinigt wird,
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(4) Sofern es sich nicht um Einreisende handelt, die sich 
in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Vi-
rusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufge-
halten haben, sind von § 1 Absatz 1 nicht erfasst

1.	Personen nach § 54 a des Infektionsschutzgesetzes,

2.	Angehörige ausländischer Streitkräfte im Sinne des 
NATO-Truppenstatuts, des Truppenstatuts der NATO-
Partnerschaft für den Frieden (PfP Truppenstatut) und 
des Truppenstatuts der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union (EU-Truppenstatut), die zu dienstlichen 
Zwecken nach Deutschland einreisen oder dorthin 
zurückkehren, oder

3.	Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwö
chigen Arbeitsaufnahme in Baden-Württemberg ein-
reisen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer 
Tätigkeit in den ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise 
gruppenbezogen betriebliche Hygienemaßnahmen 
und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb 
der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die einer Abson-
derung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, 
sowie das Verlassen der Unterbringung nur zur Aus-
übung ihrer Tätigkeit gestattet ist; der Arbeitgeber 
zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der 
zuständigen Behörde an und dokumentiert die ergrif-
fenen Maßnahmen nach Halbsatz 1 dieser Nummer; 
die zuständige Behörde hat die Einhaltung der Voraus-
setzungen nach Halbsatz 1 dieser Nummer zu über-
prüfen; die Halbsätze 1 bis 3 dieser Nummer gelten 
auch für Personen, die zum Zweck einer kürzeren Ar-
beitsaufnahme in Baden-Württemberg mit einem trif-
tigen Grund einreisen; ein triftiger Grund liegt in der 
Regel vor, wenn unter besonderer Berücksichtigung 
infektiologischer Belange ein zwingend beruflicher 
und volkswirtschaftlich relevanter Grund vorliegt.

(5) In begründeten Fällen kann die zuständige Behörde 
auf Antrag weitere Ausnahmen bei Vorliegen eines trifti-
gen Grundes erteilen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, sofern die dort 
genannten Personen keine typischen Symptome einer 
Infektion mit dem Coronavirus wie Fieber, trockener 
Husten oder Störung des Geschmacks- oder Geruchs-
sinns aufweisen. Die in Absatz 1 Nummer 2 bis 4 und in 
den Absätzen 2 bis 5 genannten Personen haben zur 
Durchführung eines Tests einen Arzt oder ein Testzent-
rum aufzusuchen, wenn bei ihnen binnen zehn Tagen 
nach Einreise typische Symptome einer Infektion mit 
dem Coronavirus wie Fieber, trockener Husten oder Stö-
rung des Geschmacks- oder Geruchssinns auftreten.

(7) Sofern Bescheinigungen oder ärztliche Zeugnisse 
erforderlich sind, können diese in deutscher, englischer 
oder französischer Sprache vorgelegt werden. In allen 
anderen Fällen ist das Vorliegen eines Ausnahmetat
bestands glaubhaft zu machen.

schutz mitwirkenden Organisationen und Einrich
tungen, die aus dem Einsatz oder aus einsatzgleichen 
Verpflichtungen aus dem Ausland zurückkehren,

4.	Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend 
Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, 
ohne unter Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a zu fallen, 
wobei das Testerfordernis nach Satz 2 für Besatzungen 
von Binnenschiffen entfällt, sofern grundsätzliche 
Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung, insbesondere 
ein Verzicht auf nicht zwingend erforderliche Land-
gänge, ergriffen werden,

5.	Personen, die sich für bis zu fünf Tage zwingend not-
wendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst, we-
gen ihrer Ausbildung oder ihres Studiums in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben oder in das Land Ba-
den-Württemberg einreisen; die zwingende Notwen-
digkeit ist durch den Arbeitgeber, Dienstherrn, Auf-
traggeber oder die Bildungseinrichtung zu bescheini-
gen,

6.	Personen, die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchfüh-
rung oder Nachbereitung internationaler Sportveran-
staltungen durch das jeweilige Organisationskomitee 
akkreditiert werden oder von einem Bundessportfach-
verband zur Teilnahme an Trainings- und Lehrgangs-
maßnahmen eingeladen sind, oder

7.	Personen, die als Urlaubsrückkehrer aus einem Risi-
kogebiet zurückreisen und die unmittelbar vor Rück-
reise an ihrem Urlaubsort einen Test mit negativem 
Ergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Corona-
virus durchgeführt haben, sofern

a)	 auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der betroffenen 
nationalen Regierung vor Ort besondere epidemio-
logische Vorkehrungen (Schutz- und Hygienekon-
zept) für einen Urlaub in diesem Risikogebiet ge-
troffen wurden,

b)	 die Infektionslage in dem jeweiligen Risikogebiet 
der Nichterfüllung der Verpflichtung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 nicht entgegensteht und

c)	 das Auswärtige Amt nicht wegen eines erhöhten 
Infektionsrisikos eine Reisewarnung unter https://
www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/
reise-und-sicherheitshinweise für die betroffene 
Region ausgesprochen hat.

Satz 1 gilt nur für Personen, die die sich aus § 3 Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Coronavirus-
Einreiseverordnung für sie geltenden Pflichten erfüllt 
haben und das ärztliche Zeugnis oder Testergebnis über 
das Nichtvorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus 
innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise der zustän
digen Behörde auf Verlangen unverzüglich vorlegen. 
Das Testergebnis nach Satz 2 ist für mindestens zehn 
Tage nach Einreise aufzubewahren.
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(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Personen, die unter 
§ 2 Absatz 4 Nummer 3 fallen, entsprechend.

§ 4

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 a Num- 
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1.	entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 sich nicht, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig in eine 
dort genannte Wohnung oder Unterkunft begibt oder 
sich nicht oder nicht rechtzeitig absondert,

2.	entgegen § 1 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt,

3. entgegen § 2 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b, Num-
mer 3, Absatz 2 Nummer 3, Absatz 3 Satz 1 zweiter 
Halbsatz hinsichtlich Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe a sowie Buchstaben c bis f oder Nummer 5 
eine Bescheinigung mit unwahren Angaben ausstellt 
oder

4.	entgegen § 2 Absatz 6 Satz 2 oder § 3 Absatz 5 einen 
Arzt oder ein Testzentrum nicht aufsucht.

§ 5

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach Ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Verordnung Einreise-
Quarantäne und Testung vom 10. Januar 2021 (GBl. 
S. 23) außer Kraft.

stuttgart, den 17. Januar 2021� Lucha

§ 3

Verkürzung der Absonderungsdauer

(1) Die Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 endet frü-
hestens ab dem fünften Tag nach der Einreise, wenn eine 
Person über ein ärztliches Zeugnis oder Testergebnis hin-
sichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem 
Coronavirus auf Papier oder in einem elektronischen 
Dokument in deutscher, englischer oder französischer 
Sprache verfügt und sie dieses innerhalb von zehn Tagen 
nach der Einreise der zuständigen Behörde auf Verlangen 
unverzüglich vorlegt. Dies gilt nicht für Einreisende, die 
sich in den letzten zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem 
Virusvarianten-Gebiet im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 der Coronavirus-Einreiseverordnung aufge-
halten haben.

(2) Die dem ärztlichen Zeugnis oder Testergebnis nach 
Absatz 1 zugrundeliegende Testung muss mindestens 
fünf Tage nach der Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgenommen worden sein. Der zugrunde-
liegende Test muss die Anforderungen des Robert Koch-
Instituts, die im Internet unter der Adresse https://www.
rki.de/covid-19-tests veröffentlicht sind, erfüllen.

(3) Die Person muss das ärztliche Zeugnis oder Test
ergebnis nach Absatz 1 für mindestens zehn Tage nach 
Einreise aufbewahren.

(4) Die Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 wird  
für die Dauer, die zur Durchführung eines Tests nach 
Absatz 1 erforderlich ist, ausgesetzt.

(5) Die Person nach Absatz 1 hat zur Durchführung eines 
Tests einen Arzt oder ein Testzentrum aufzusuchen, 
wenn bei ihr binnen zehn Tagen nach Einreise typische 
Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus wie 
Fieber, trockener Husten oder Störung des Geschmacks- 
oder Geruchssinns auftreten.

Anlage (zu § 2 Absatz 2 Nummer 1)

Grenzregionen

Mandatsgebiet Staat Grenzregionen

Internationale  
Bodenseekonferenz

Österreich Das Land Vorarlberg

Fürstentum Liechtenstein Das gesamte Staatsgebiet des Fürstentums Liechtenstein

Schweiz
Die Kantone Appenzell (Innerrhoden, Ausserrhoden),  
St. Gallen, Thurgau, Zürich und Schaffhausen

Oberrheinkonferenz

Schweiz
Die Kantone Aargau, Basel-Stadt, Basel-Landschaft, 
Jura und Solothurn

Frankreich
Die Europäische Gebietskörperschaft Elsass  
(umfasst die Départements Bas-Rhin und Haut-Rhin)

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 17. Januar 2021 
durch öffentliche Bekanntmachung des Sozialministe­
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs­
gesetzes und trat damit gemäß § 5 der Verordnung am 
18. Januar 2021 in Kraft.


